
 

 

Was hält die Gesellschaft des ländlichen Raums 
zusammen?* 
What keeps rural societies together? 

Markus GLATZ-SCHMALLEGGER  

Zusammenfassung 

Empirische Arbeiten zeigen, dass nachhaltiges Wirtschaftswachstum 
auch soziale Integration erfordert. Wir erfahren heute, dass Desintegra-
tionstendenzen durch Globalisierung oder Ambivalenzen sozialer 
Modernisierung radikalisiert werden. Zwei Indikatoren für „Integrati-
on“ werden hier untersucht: Gemeinsam geteilte Werte  sowie Struktu-
ren gesellschaftlicher Kooperation. Deshalb wird ein bestimmtes Kon-
zept von Zivilgesellschaft diskutiert. Dieses muss Bindungen zwischen 
ressourcenstarken und –schwachen Gruppen anzielen. Und eine 
„Staat-Zivilgesellschafts-Synergie“, die als der entscheidende Faktor 
für nachhaltige Entwicklung identifiziert worden ist. Staatliche Stellen 
sollten als „Ermöglicher“ einer sozialorganisatorischen Reforminitiati-
ve im ländlichen Raum fungieren und sozial eingebettete lokale Res-
sourcen für Problemlösungen suchen. Der Wertekonsens ist aufgrund 
der Pluralisierung immer neu herzustellen. Konflikte haben integrie-
rende Wirkung, wenn eine entsprechende Infrastruktur vorhanden ist. 
Mit einer Staats-Zivilgesellschafts-Synergie kann Heterogenität frucht-
bar gemacht werden für eine der hochkomplexen Gesellschaft ange-
messene Problemlösung. 
Schlagworte: Integration, Werte, Zivilgesellschaft, Konflikt, Nachhal-
tigkeit 

                                                      
*  Erschienen 2005 im Jahrbuch der Österreichischen Gesellschaft für Agrarökonomie,  

Band 12, S. 27-41. On-line verfügbar: www.boku.ac.at/oega 
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Summary  

Empirical evidence shows that sustainable economic growth requires 
social integration. Nowadays we see that tendencies of disintegration 
are reinforced by globalisation and the ambivalence of social moderni-
zation. Two indicators of integration are discussed here: Common 
values and structures of social co-operation, as to say: civil society. The 
concept of civil society must aim for “bridging social capital” and for a 
“state-civil society-synergy”, which has been identified as the crucial 
factor for sustainable development. “Corporate governance” therefore 
must facilitate a reform initiative in rural areas to acquire socially em-
bedded conflict solutions. Common values have to be gained through 
creating infrastructure for conflict solution. A “state-civil society-
synergy” can focus heterogeneity to solve the problems of our complex 
society. 
Keywords: integration, values, civil society, conflict, sustainability 

1. Ökonomische und soziale Nachhaltigkeit 

Die Frage der Entwicklung des ländlichen Raums verlangt nach einem 
vielseitigen Ansatz. In der öffentlichen Debatte zu diesem Thema do-
minieren hingegen ökonomische Gesichtspunkte. Gegen eine derartige 
Einseitigkeit formuliert etwa SEN (2000, 156): „es besteht die Notwen-
digkeit, die Aufgabe der Regierungen so wie anderer politischer und 
sozialer Institutionen mit dem Mechanismus der Märkte in ein Gleich-
gewicht zu bringen“. Auch das Konzept der „umfassenden Entwick-
lungstheorie“ eines J. Wolfensohn von der Weltbank formuliert, dass 
jede Auffassung, die den Entwicklungsprozess von einem einzigen 
Punkt aus – etwa einer vorgängigen „Liberalisierung“ oder eines ande-
ren übergreifenden Prozesses – vorantreiben möchte, abzulehnen sei. 
Dafür sprechen auch zentrale Aussagen der Katholischen Soziallehre 
(Sollicitudo rei socialis). Ihr zufolge soll die Wirtschaft nicht nur dem 
Ziel der wirtschaftlichen Effizienz (sachgerecht) entsprechend handeln, 
sondern gleichbedeutend sei es, menschengerecht und sozial gerecht 
zu wirtschaften. 
Zudem trifft der hier skizzierte generalisierte Ansatz die Frage des 
ländlichen Raums besser: Bei der einseitig ökonomisch angelegten 
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Debatte geraten wichtige Aspekte ländlicher Entwicklung außer Sicht-
weite. Denn die Frage der Zukunft für den  ländlichen Raum ist einge-
bettet in ein Generalthema, das alle angeht und verschiedene Politikbe-
reiche umfasst: Welche Zukunft, welche Lebensqualität will unsere 
Gesellschaft? Wollen wir weiterhin die Vielfalt städtischer aber auch 
ländlicher Kulturen, eine Kleinräumigkeit und Vielfalt, die in der Ge-
schichte Europas geradezu kennzeichnend geworden ist? Wollen wir 
an nachhaltigen Städten und Dörfern festhalten oder riskieren, dass 
sich Stadtkerne und ländliche Räume entleeren, und dass zwischen 
den Zentren lediglich durchraste und leblose Transitregionen übrig 
bleiben? 
Das einem neo-utilitaristischen Ökonomismus gegenläufige Konzept 
einer integrierten ökonomischen und sozialen Entwicklung ist in der 
ökonomischen Theorie selbst beheimatet (SEN, 2000 und STIGLITZ, 1998 ) 
und beeinflusste wesentlich den Human Development Index der UNO. 
Diesen Punkt zu vertiefen würde den Rahmen dieses Beitrags spren-
gen. Es sei aber darauf verwiesen, dass auch zahlreiche empirische 
Arbeiten (PUTNAM, 1993 und RODRIK, 1999) die These untermauern, 
dass ökonomische Nachhaltigkeit ebenso soziale Nachhaltigkeit und 
dass nachhaltiges Wirtschaften auch soziale Integration erfordert. Die-
se Grundannahme ist eine Voraussetzung für die folgenden Ausfüh-
rungen.  
Die Frage „was hält die Gesellschaft zusammen?“ ist heute mindestens 
so aktuell wie in den Anfangszeiten der Soziologie. Dies thematisiert 
etwa Ralf Dahrendorf mit seiner Suche nach gesellschaftlichen „Ligatu-
ren“. Diese Frage erhält neue Brisanz durch die Erfahrung, dass Ten-
denzen der Desintegration radikalisiert werden, etwa durch ökonomi-
sche Globalisierung, durch die Ambivalenzen sozialer Modernisierung 
oder durch unübersichtliche Folgen von Differenzierung und Indivi-
dualisierung. Diese Entwicklung lässt sich nicht für den ländlichen 
Raum auf räumlicher Distanz halten. 
Die Vorstellung eines Karl Marx, der ländliche Raum werde im Verlauf 
der Geschichte ganz durch die Industriegesellschaft transformiert, hat 
sich glücklicherweise nicht bewahrheitet. Er ist einerseits ein eigen-
ständiger Raumtyp geblieben (natürlich in Interaktionen mit städti-
schen Zentren zu sehen), der nach wie vor mindestens drei gesamtge-
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sellschaftliche Funktionen wahrnimmt: Die Erhaltung und Pflege der 
natürlichen Lebensgrundlagen, Schaffung ökologischer aber auch sozi-
aler Vielfalt sowie von Solidarität im Nahraum und Schaffung kulturel-
ler Werte.  
Aber der ländliche Raum ist gefährdet. Insbesondere durch eine bei 
politisch Verantwortlichen durchaus verbreitete Theorie der Entwick-
lung, die für den Vorteil im globalen Konkurrenzkampf einseitig auf 
das Zusammenschließen mehrerer Zentren in Form eines globalen 
Städtenetzes setzt. Mit dieser Theorie wird das „Land“ strukturell 
wegdefiniert – einschließlich der sozialen, kulturellen und ökologi-
schen Voraussetzungen, die das Land  für unser Wirtschaften bereit-
stellt. Angesichts dieser strukturellen Entwicklungen erhält die Frage 
„Was hält die Gesellschaft des ländlichen Raums zusammen?“ beson-
dere Dringlichkeit. 

2. Soziale Integration für nachhaltige Entwicklung 

Der Begriff der sozialen Integration wird hier nicht reduziert auf Integ-
ration von Flüchtlingen, sondern der heutigen sozialwissenschaftlichen 
Debatte entsprechend als Bemühen um Integration der Gesamtgesell-
schaft verstanden (CASTELLS, 1997). Insbesondere zwei Indikatoren für 
„Integration“ werden in diesem Zusammenhang vertieft untersucht: 
Gemeinsam geteilte Werte sowie Strukturen gesellschaftlicher Koope-
ration gelten als wichtige Indizes für den Grad an Integration.  
Erstens: Eine gängige These ist, dass zu gesellschaftlicher Integration 
ein Mindestmass an geteilten Werten gehöre. Mit der Rede vom „Wer-
tewandel“ wird oft eine Erosion dieser Wertebasis behauptet. Die ent-
sprechende Forschung (KLAGES, 2001) referiert aber ein differenzierte-
res Bild. Zentral ist eher die Erfahrung der Pluralisierung von Werten. 
Es entstehen soziale Gruppen mit unterschiedlichen Wertkoalitionen 
und es findet eine Ausdifferenzierung in Milieus und verschiedene 
diese Milieus kennzeichnende Lebensstile (HRADIL, 1997) statt – eine 
Entwicklung, die sich auch zunehmend auf den ländlichen Raum aus-
wirkt (vgl. HERRENKNECHT, 1992).  
Die objektive soziale Lage definiert eben nicht mehr allein, wie das 
eigene Leben subjektiv bewertet wird. Gesellschaftliche Gruppen un-
terscheiden sich auch durch den „Geschmack“ oder „Habitus“ (BOUR-
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DIEU, 1982), mit dem sie ihre Kapitalressourcen bewerten. Die Position 
in der Gesellschaft ergibt sich nicht mehr allein aus ökonomischem 
Kapital, sondern auch aus sozialem und kulturellem Kapital. Es findet 
also eine gewisse Entkoppelung von objektiver Lage und subjektivem 
Leben (HRADIL, 1997) statt.  
Ein weiterer zentraler Befund der Werteforschung: Richtig ist, dass 
Selbstentfaltungswerte an Bedeutung gewonnen haben im Gegensatz 
zu altruistischen oder Pflicht-Werten. Sieht man genauer hin, so zeigt 
sich, dass eine große Gruppe von Menschen sich aber weiterhin in 
Anliegen des Gemeinwesens engagieren will. Sie wollen sich damit 
zugleich selbst entwickeln und ihr Leben durch das Engagement berei-
chert wissen. Altruismus kann deshalb nicht gegen Selbstentfaltungsin-
teressen ausgespielt werden. Die Ergebnisse der Werteforschung sind 
nicht so zu interpretieren, dass sich unsere Gesellschaft vermeintlich 
selbstbewusster Individuen auflösen müsse, weil eine am Anderen 
uninteressierte „Vollkasko-Mentalität“ vorherrsche. Vielmehr ist heute 
ein Mit-Gestaltungswille verbreitet, in dem sowohl Altruismus als 
auch Selbstentfaltung beheimatet sind.  
Die neue Vielfalt von Werten, Lebensstilen und Milieus muss aber 
aufeinander bezogen werden. Gerade wenn es um Fragen der Vertei-
lung gesellschaftlicher Güter geht, der „common goods“, die von allen 
genutzt werden. So wird durch die Pluralisierung von Werten auch die 
Frage nach Strukturen gesellschaftlicher Kooperation – also dem zwei-
ten Indikator für Integration – verschärft. Wie können gesellschaftliche 
Konflikte um gemeinsame Güter und im Sinne des Gemeinwohls bear-
beitet werden?  
WIESINGER (2000) arbeitet sehr klar heraus, dass Armut in Österreich in 
spezieller und beunruhigender Weise den ländlichen Raum trifft 1. 
Objektive Ungleichheiten wirken neben Veränderungen in der subjek-
tiven Verarbeitung sozialer Konflikte also auch am Land weiter. Die 
Frage lautet aber: Wo sind die Orte und Räume auf dem Land, in de-
nen der soziale Konflikt um Armut mit dem Ziel einer nachhaltigen 
Entwicklung bearbeitet werden kann?  

                                                      
1  WIESINGER, 2001, 62. 
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3. Die Bedeutung der Zivilgesellschaft  

Die Literatur zu dieser Frage ist spärlich. In mehreren Arbeitskreisen 
zu Armut im ländlichen Raum wurde die häufige Dominanz einer 
einzelnen Partei in Landgemeinden neben einigen wenigen und vom 
Auftrag her eher „unpolitischen“ Organisationen (Musikvereine oder 
Feuerwehr) als zu dünne soziale und politische Infrastruktur beklagt. 
Oder es wurde die Dominanz einer Person oder eines einzelnen Unter-
nehmens in Entscheidungsprozessen beklagt. Insgesamt wurde also 
der Mangel an Räumen zur Konfliktbearbeitung in Landgemeinden 
und Kleinstädten problematisiert. Aus dieser Erfahrung  wird in der 
Folge das Konzept der Zivilgesellschaft eingeführt. Es gilt, Zivilgesell-
schaft als einen wichtigen Baustein für nachhaltige Entwicklung im 
ländlichen Raum zur Diskussion zu stellen.  
Freilich muss bei der Diskussion um Zivilgesellschaft im ländlichen 
Raum zunächst ein historisches Problem angesprochen werden: das 
Ideal der Zivilgesellschaft war historisch direkt verknüpft mit der städ-
tischen „Bourgeoisie“ und entsprechenden sozialen Gruppen, deren 
individuellen und ökonomischen Freiheiten gegen einen absolutisti-
schen Staat durch das Konzept der Zivilgesellschaft behauptet wurden. 
Diese Konnotation der Zivilgesellschaft mit der städtischen Bourgeoi-
sie muss erst allmählich überwunden werden (KEANE, 2001). Dennoch 
liegen in diesem Konzept, so lautet die These dieses Beitrags, erstaunli-
che Potentiale für Entwicklung speziell im ländlichen Raum. 
Beim Konzept der "Zivilgesellschaft" geht es letztlich um die Humani-
sierung sozialer Beziehungen und um die zivile Bearbeitung sozialer 
Konflikte. Als Funktionen zivilgesellschaftlicher Initiativen für nach-
haltige Entwicklung können insbesondere folgende benannt werden 
(GLATZ-SCHMALLEGGER, 2001 und NOTHELLE-WILDFEUER, 1999):  
• Eine problemsensitive Funktion: zivilgesellschaftliche Initiativen 

machen auf konkrete Armutslagen aufmerksam und aktivieren Ein-
zelne, sich in Anliegen des Gemeinwesens zu engagieren, 

• Eine demonstrative Funktion: sie stellen Öffentlichkeit her für über-
individuelle Armutsursachen, um den Konflikt einer Bearbeitung 
zuzuführen (gesellschaftliches Frühwarnsystem),  

• Eine problemlösende Funktion: durch ihre besondere Kenntnis der 
lebensweltlichen Situation armutsgefährdeter Menschen und durch 
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ihren örtlichen und sozialen Bezug können sie sozial eingebettete 
Problemlösungen entwickeln helfen,  

• Eine kontrollierende Funktion: sie können mitwirken, die Auswir-
kungen politischer Maßnahmen zu überprüfen. 

4. Formen zivilgesellschaftlichen Handelns der Kirchen  

Mangels empirischer Arbeiten zu diesem Thema in Österreich können 
hier Forschungsarbeiten nicht zitiert sondern nur angeregt werden. Ein 
Ziel wissenschaftlicher Arbeiten wäre eine Typologie, mit der städti-
sche von ländlichen Ausprägungs-Formen der Zivilgesellschaft unter-
schieden werden könnten. Für die Konkretisierung bisheriger Aussa-
gen wird keine Typologie verwendet, sondern ein Beispiel für zivilge-
sellschaftliches Handeln gewählt, das Relevanz für den ländlichen 
Raum besitzt 2. In dieser Arbeit wurden zivilgesellschaftliche Einrich-
tungen der Kirchen in Österreich empirisch untersucht und es wurde 
eine Typologie erstellt, die die Fülle verschiedener Organisationsfor-
men kirchlich-zivilgesellschaftlicher Initiativen verdeutlichen kann. 
Diese können anschaulich machen, wie die oben dargestellten zivilge-
sellschaftlichen Funktionen für Entwicklung auch im ländlichen Raum 
aussehen können.  
Relevant für den ländlichen Raum sind sie insofern, als gerade die 
Kirchen, in Österreich insbesondere die katholische Kirche, nicht zu-
letzt durch die Pfarreien und Wohlfahrtsverbände über eine bedeuten-
de Infrastruktur im ländlichen Raum verfügen. Es lohnt sich daher, auf 
ihre Handlungsformen genauer zu schauen:  
 

                                                      
2  Es wird in den folgenden Ausführungen GLATZ-SCHMALLEGGER (2001) zugrun-

degelegt. 
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3

Die Typen im Überblick
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Abb. 1: Typen kirchlich-zivilgesellschaftlichen Handelns nach Leistungsarten 

Es finden sich also auch in den Kirchen neue, im engen Sinn zivilge-
sellschaftliche Organisationsformen. Als Assoziationen inszenieren sie 
soziale Konflikte pointiert und finanziell unabhängig und bringen sie 
auf die Agenda der öffentlichen Debatten. Als Servicestelle agieren sie 
am Markt der Dienstleister in der Einzelfallhilfe eher weniger „poli-
tisch“. Als „Community-Typ“ wirken sie in Gemeinwesen, zum Bei-
spiel in einem Bezirk oder einem Integrationshaus, in dem Angehörige 
der Mittelschicht und Angehörige von Randgruppen zusammenleben. 
Als Multi-Typ versuchen sie mithilfe einer professionellen Geschäfts-
führung mehrere Leistungsarten zu kombinieren, sowohl Dienste zu 
leisten, als auch politisch zu argumentieren. Als Think tank versuchen 
sie Grundlagenreflexion zu organisieren, die in konkrete Problemlö-
sungen Eingang finden kann. Strukturelle Armutsbekämpfung ist ein 
finanziell schwach ausgestattetes Feld. Stiftungen legen daher Geld am 
Kapitalmarkt an und helfen konkreten Sozialprojekten bei der Startfi-
nanzierung. 
Die Kirchen ebenso wie andere zivilgesellschaftliche Organisationen 
agieren damit in einer Sphäre zwischen Einzelnen, Staat und Markt. 
Zivilgesellschaft wird so auf einer ersten, abstrakten Ebene auch als  
„intermediäre Instanz“ beschreibbar: Gleichzeitig sind sie deshalb 
nicht „unpolitisch“ oder außerhalb des Marktes (ANHEIER, 1998). Die-
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sen Zwischenraum charakterisieren vielmehr geradezu seine vielfa-
chen Interaktionen mit Einzelnen, Staat und Markt. 
 

M ag. M arkus G la tz-Schmallegger, 
K ath. Sozialakademie Ö sterreichs

kirchliche 
Nonprofitorganisationen: 

Anliegen des Gemeinwesens 
und öffentlich 

 
Markt 

StaatE inzelne

Kirchen als interm ediäre Instanzen

 
Abb. 2: Kirchen als intermediäre Instanzen. 

Die untersuchten zivilgesellschaftlichen Organisationen aktivieren 
Einzelne für Engagement in Anliegen des politischen Gemeinwesens. 
Sie artikulieren Forderungen für politische Maßnahmen zur Armuts-
bekämpfung gegenüber staatlichen Stellen. Sie müssen als Anbieter 
von Dienstleistungen oder auch im Gegenüber zu konkurrierenden gut 
organisierten Interessen Marktmechanismen beachten, um ihr Handeln 
auf Dauer halten zu können, ohne wirtschaftlichen Zwängen zu erlie-
gen. Dies um nur einige der vielen Interaktionen der zivilgesellschaftli-
chen Organisationen mit Einzelnen, Markt und Staat zu skizzieren.  

5. Gruppenübergreifende Bindungen 
Gefragt werden muss aber auf einer zweiten, konkreteren Ebene sehr 
genau, was unter der als Modebegriff oft unscharf verwendeten „Zivil-
gesellschaft“ genau verstanden wird. Zentral ist: Es darf nicht nur viel 
„Sozialkapital“ innerhalb einzelner Gruppen angezielt werden ("bon-
ding capital" entsprechend dem Putnam-Modell das auf Ingroups ab-
zielt), sondern es muss insbesondere auf "bridging capital" geachtet wer-
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den, also auf gruppenübergreifende Bindungen (GRANOVETTER und 1992; 
NARAYAN, 1999) zwischen ressourcenstarken und schwachen Gruppen. 
Sonst wird das Ziel der nachhaltigen sozialen Kohäsion nicht erreicht, 
Konflikte zwischen starken und schwachen Gruppen wirken latent wei-
ter. Solche gruppenübergreifenden Bindungen sind auch deshalb von 
besonderer Bedeutung, weil in modernen liberalen Demokratien im 
Unterschied zur Säulengesellschaft vergangener Tage ein Minimum an 
Vertrauen zu anderen als der eigenen Gruppe essenziell ist.  
Zurück zum Beispiel der kirchlich-zivilgesellschaftlichen Einrich-
tungen: Gerade in diesem Feld scheinen Kirchen strukturell geeignet. 
Ihre Mitglieder sind nicht a priori nach Herkunft oder Schicht struktu-
riert, sondern können aus den verschiedensten Gruppen kommen. 
Gruppenübergreifende Bindungen sind daher möglich. Zudem sehen 
sich Kirchen nach ihren sozialen Traditionen in besonderer Weise dem 
Gemeinwohl verpflichtet. Sie betreiben nicht nur die Vertretung ihrer 
eigenen Interessen, sondern sollten gruppenübergreifende Bindungen 
aus ihrer „Option für die Armen“ (ROTTLÄNDER, 1993) oder ihrer Ver-
antwortung für die Menschenrechte heraus aktiv gestalten.  
Freilich ist hier großer Handlungsbedarf festzustellen. Das Bewusstsein 
dieser zivilgesellschaftlichen Funktionen scheint in den Kirchen nicht 
sehr ausgeprägt und oft wird beispielsweise geklagt, dass „Arme“ im 
Leben der Gemeinden oder kirchlichen Organisationen nicht vorkom-
men. Es herrscht in den Kirchen mancherorts eine Komm-her-
Mentalität vor, anstatt neue Geh-hin-Strukturen aufzubauen, die kon-
kreten Lebenswelten verschiedener Gruppen selbst aufzusuchen. Das 
ändert nichts an der Vielfalt unterschiedlicher Aktionsformen und 
Anstrengungen der Kirchen in diesem Feld und am grundsätzlichen 
Potenzial, das den Kirchen für die Schaffung gruppenübergreifender 
Bindungen zukommt:  
„Zivilgesellschaftliche“ Potentiale der Kirchen 
• Lebensweltliches Wissen organisieren: durch ihren Kontakt mit Be-

troffenen wissen solche Organisationen, die mit den von Armut Be-
troffenen Armut um die konkreten Notlagen und die Gesichter von 
Armut. Dieses lebensweltliche Wissen ist von Bedeutung für Prob-
lemlösungen. 
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• Sprachrohre in Öffentlichkeit und Politik für Anliegen Benachteilig-
ter schaffen: Kirchen haben solche Sprachrohre und Know how im 
Umgang mit Medien. Sie können diese Ressourcen für die Anliegen 
Benachteiligter einsetzen. 

• Foren für ethische Debatten bilden: Öffentliche Debatten wie die um 
die Zukunft des Sozialstaats gehören durch ethische Aspekte ange-
reichert. Es genügt nicht, auf scheinbare „Sachzwänge“ zu reagieren, 
sondern in politischen Konzepten gehört auch bspw. die Frage dis-
kutiert, wie wir als Gesellschaft leben wollen und was die Würde der 
Menschen verlangt. 

• „Dichte“ Begründungen für Engagement: Aus Schrift und Tradition 
haben die Kirchen soziale Wirklichkeit gemeinschaftlich interpretie-
ren gelernt. 

• Nicht-monetäre Motivation vieler Mitglieder: Diese Motivationskraft 
ist sichtbar in einer Großzahl ehrenamtlich Engagierter. Die Kirchen 
haben aus ihrer Interpretation der Wirklichkeit Aufträge zum Han-
deln ihrer Mitglieder abgeleitet, ohne dass finanzielle Anreize zum 
Engagement vonnöten wären. 

6. Staats-Zivilgesellschafts-Synergie 
Weiters halte ich ein Konzept für wichtig, das Zivilgesellschaft in ih-
rem Verhältnis und ihren Interaktionen mit lokalen und zentralen 
staatlichen Institutionen reflektiert (vgl. ANHEIER, 1998). Dieses Ver-
hältnis kann mit NARAYAN (1999) entweder als eines der Komplemen-
tarität zwischen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Organisationen 
beschrieben werden oder als eines der Substitution. Im ersten Falle gibt 
es Strukturen der Zusammenarbeit, in denen die Potentiale beider 
Seiten optimal genutzt werden. Im zweiten Falle werden zivilgesell-
schaftliche Einrichtungen etwa im Sozialbereich überfordert, weil sie 
ohne entsprechende Ausstattung Leistungen erbringen müssen, die 
eigentlich staatliche Aufgaben sind. Auf diese Art können die struktu-
rellen Probleme nicht nachhaltig gelöst werden. 
Crook (2001, 5) etwa spricht von einem „Janus-Gesicht“ der Zivilge-
sellschaft: Die Dichte und Vielfalt zivilgesellschaftlicher Gruppen spie-
gelt nicht nur plurale Machtquellen wider sondern auch die gesell-
schaftliche Ungleichheit. Die Zivilgesellschaft ist ein sehr heterogenes 
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Gebilde unterschiedlich stark mit Ressourcen ausgestatteter Interes-
senvertretungen. Es gibt keine Verfahren des Ausgleichs zwischen 
starken und schwachen Gruppen und keine politische Legitimation im 
Unterschied zum formalen politischen System. Es gibt in der Zivilge-
sellschaft kein eingeschriebenes Gesetz einer Tendenz zum Equilibri-
um, der Konflikt ist vielmehr hier eingeschrieben! 
Jedes demokratische System befindet sich in der dauernden Spannung 
zwischen formaler Gleichheit der politischen Sphäre und der aktuellen 
Ungleichheit der Gesellschaft. Die Mobilisierung der zivilgesellschaft-
lichen Organisationen kann daher die Macht von Gruppen mit hohem 
Status fördern und die Polarisierung entlang der gesellschaftlichen 
Konflikte noch verstärken. 
Dieses Janus-Gesicht der Zivilgesellschaft ist immer mitzubedenken. 
Empirische Arbeiten der Vertreter einer Konzeption von Zivilgesell-
schaft, die dieser Forderung nachzukommen versucht (CROOK, 2001; 
HARRISS, 2000 und EVANS, 1995) zeigen, dass im Vergleich mehrer Län-
der als der entscheidende Faktor für nachhaltige Entwicklung eine 
„Staat-Zivilgesellschafts-Synergie“ identifiziert worden ist. Lokale 
Gruppen brauchen ein über sie hinausgehendes Netz aus Werten und 
Interaktionen, Verbindungen mit externen Institutionen und Gruppen.  
Eine Konsequenz für uns in Österreich ist das Bemühen um reflexive 
und responsible staatliche Strukturen. Sie sollten um die unverzichtba-
ren Potentiale und Funktionen zivilgesellschaftlicher Einrichtungen 
wissen, wie sei oben dargelegt wurden. Staatliche Stellen sollten diese 
Potentiale nutzen und Kontakte suchen. Die jeweils eigenen Potentiale 
sollten durch eine reflektierte Zusammenarbeit genutzt werden.  
Dies zeigt auch der in dieser Hinsicht beispielhafte langjährige Prozess 
zur Förderung „bürgerschaftlichen Engagements“ des Landes Baden-
Württemberg auf. In diesem Prozess werden Erfahrungen im Dialog 
zwischen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Initiativen wissenschaft-
lich reflektiert 3. Es werden aber auch konkrete Projekte für derartige 
responsible staatliche Strukturen sowie Kooperationsformen mit zivilge-

                                                      
3  Siehe SOZIALMINISTERIUM BADEN-WÜRTTEMBERG (HRSG.), Schriftenreihe 

Bürgerschaftliches Engagement, Stuttgart. 
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sellschaftlichen Einrichtungen umgesetzt. Allerdings werden hier spe-
zielle Gegebenheiten des ländlichen Raums kaum berücksichtigt.  
Eine weitere Konsequenz ist, dass sich staatliche Stellen in Österreich als 
„Ermöglicher“ und „Förderer“ einer sozialorganisatorischen Reform-
initiative im ländlichen Raum weiter bemühen müssen. Zivilgesellschaft-
liche Einrichtungen sollen unterstützt werden, ihre sozial eingebetteten 
und lokalen Ressourcen zu mobilisieren und wirklichkeitsnahe Lösun-
gen anzustoßen.  
Der Begriff der „Staats-Zivilgesellschafts-Synergie“ bringt anhand 
empirischer Erfahrungen zum Ausdruck, was auch die Verschränkung 
von Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzip in der Katholischen Sozial-
lehre meint. Für die Zuordnung der drei Ebenen der Solidarität – Ein-
zelne, Gemeinschaft/Zivilgesellschaft, Staat – im Lichte des Gemein-
wohls gilt prinzipiell auch, dass die übergeordnete Ebene der je unter-
geordneten dienen soll. Das wird überall dort übersehen, wo die be-
liebte Rede von der Subsidiarität oder Bürgergesellschaft als Hauptziel 
eine Abschlankung des Staates verfolgt.  

7. Werte im Konflikt 
Integrationswissenschafter betrachten den Konflikt als wichtigen ge-
sellschaftlichen Modus angesichts der komplexen Lebenswirklichkeit 
(SANDER und HEITMEYER, 1997). Auch aus diesem Grund ist Zivilgesell-
schaft wichtig, weil in ihr der Umgang mit Konflikten durch Einzelne 
erprobt werden kann. Der Wertekonsens als Grundlage für Integration 
und soziale Kohäsion und damit als Grundlage für ökonomische 
Nachhaltigkeit ist aufgrund der Pluralisierung von Werten immer 
wieder neu herzustellen. Konflikte haben aber eine integrierende Wir-
kung, wenn eine entsprechende Infrastruktur vorhanden ist, wie auch 
ein Fundus an allgemein akzeptierten Regeln zu ihrer fairen Austra-
gung. Diese Regeln werden wiederum im Zuge der Konfliktbearbei-
tung internalisiert. Im Rahmen einer Staats-Zivilgesellschafts-Synergie 
kann Heterogenität fruchtbar gemacht werden für eine gemeinsame 
und einer modernen hochkomplexen Gesellschaft angemessene Prob-
lemlösung. 
Es braucht Orte und Verfahren ziviler Konfliktbearbeitung. In diesen 
Konflikten entstehen und verfestigen sich Werte. Gefragt für Integrati-
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on ist heute eine neue zivilgesellschaftliche Beweglichkeit. Leider gibt 
es zu zivilgesellschaftlichem Handeln für den ländlichen Raum und für 
nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums speziell noch keine 
empirischen Arbeiten für Österreich. Daher soll am Ende der Ausfüh-
rungen noch einmal die Anregung stehen, die Forschung in diesem 
Feld zu aktivieren und nach Möglichkeit eigene Ressourcen für diese 
Fragestellung und eine entsprechende Praxis einzusetzen. 
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